3 U 197/05

Verkündet laut Protokoll

2‑24 0 43/05 Landgericht Frankfurt 
am 10.05.2007

OBERLANDESGERICHT FRANKFURT AM MAIN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

In dem Rechtsstreit,

1. Herrn Rechtsanwalt …,

2. Rechtsanwalt …

Beklagte und Berufungskläger,

 ‑Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt …

gegen 

Rechtsanwalt Herbert Spoelgen als Testamentsvollstrecker über den  Nachlass des am …. Verstorbenen …

Thomas‑Mann‑Straße 45, 53111 Bonn,

Kläger und Berufungsbeklagter,

sich selbst vertretend 
hat der 3. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main

durch den Richter am Oberlandesgericht … als Einzelrichter 

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 29.03.2007 

für  R e c h t  erkannt:
Die Berufung des Beklagten zu 1. gegen das Teilurteil der 30. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt am Main vom 22.12.2004 wird zurückgewiesen, soweit sie sich gegen den Tenor Ziffer 1 richtet.

Die Berufung des Beklagten zu 1. betreffend den Tenor Ziffer 2 des genannten Teilurteils wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, dass festgestellt wird, dass dieser Antrag in der Hauptssache erledigt ist.

Der Tenor Ziffer 3 des genannten Teilurteils wird auf die Berufung des Beklagten zu 1. dahingehend abgeändert, dass die Klage insoweit abgewiesen wird einschließlich des zuletzt noch weiterverfolgten Klageantrages gemäß Seite 8 des Schriftsatzes vom 04.12.2006.

Von den Kosten des Berufungsverfahrens haben der Beklagte zu 1. 6/11 und der Kläger 5/11 zu tragen; ausgenommen sind die durch die Berufungseinlegung des Beklagten zu 2. entstandenen Kosten, welche der Beklagte zu 2. zu tragen hat.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.
Die Beschwer des Beklagten zu 1. beträgt 6.365,00 € die Beschwer des Klägers 5.000,00 €.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Entscheidungsgründe:

Von einer Darstellung des Tatbestandes wird abgesehen, da ein Rechtsmittel gegen das Urteil unzweifelhaft nicht zulässig ist (§ 313 a Abs. 1, S. 1 ZPO):

Gegen das Teilurteil vom 22.12.2004 haben beide Beklagten Berufung eingelegt, wie sich aus der Berufungsschrift vom 05.01.2005 ergibt. Dass nur der Beklagte zu 1. Berufungskläger sein sollte, konnte nicht durch Auslegung zweifelsfrei ermittelt werden, da jedenfalls bezüglich des Tenors zu Ziffer 1. auch eine Beschwer des Beklagten zu 2. in Betracht kam; denn im Gegensatz zu den Tenören zu Ziffer 2. und 3. ist dort nicht nur der Beklagte zu 1. genannt. Mithin war der Schriftsatz vom 03.02.2005 bezüglich des Beklagten zu 2. als Berufungsrücknahme gemäß § 516 Abs. 3 ZPO anzusehen.

Die zulässige Berufung des Beklagten zu 1. hat nur zum Teil Erfolg.

Die vom Beklagten zu 1. beantragte Aussetzung des Verfahrens war nicht vorzunehmen; zum einen berührt die Frage der Erbausschlagung die Stellung des Klägers als Testamentsvollstrecker nicht; darüber hinaus hat das Amtsgericht Bonn durch Schreiben vom 28.03.2006 mitgeteilt, wegen der zwischenzeitlichen Antragsrücknahme durch den Betreuer (Bl. 2123) sei seitens des Vormundschaftsgerichts nichts mehr zu veranlassen (s. Bl. 2122). Mithin liegt ein zu einer Entscheidung führendes Verfahren des Vormundschaftsgerichts nicht vor.

Soweit mit der Berufung die Feststellung im Tenor zu 1 angegriffen wird, ist dies nicht gerechtfertigt. Entgegen der Berufungsbegründung war dieser Antrag nicht

von Anfang an unbegründet. Der für erledigt erklärte Auskunftsanspruch betraf den Nachlassbestand bezüglich des …zum Zeitpunkt von dessen Tod (…) und zum Zeitpunkt 01.08.2001 (Kündigung des Amtes als Testamentsvollstrecker durch den Beklagten zu 1.). Die Auskunftspflicht des Beklagten zu 1. bezüglich des Nachlassbestandes zum Zeitpunkt von dessen Amtsantritt und dessen Amtsende folgt aus § 2218 Abs. 1 BGB analog i. V. m. §§ 260 Abs. 1, 2215 Abs. 1 BGB (vgl. BGH NJW 72, 1660). Der Beklagte war gegenüber dem Kläger, seinem Amtsnachfolger, zur Auskunftserteilung und Rechenschaftslegung verpflichtet (vgl. BGH a.a.0. sowie Palandt, BGB, 66. Aufl., § 2218, Rn. 10). Daran hat sich durch die Kündigung des Beklagten zu 1. nichts geändert, da diese zur Einsetzung des Klägers als Amtsnachfolger geführt hat. Und auch eine etwaige Mitteilung des Nachlassverzeichnisses gegenüber … würde an der Auskunftspflicht des Beklagten zu 1. im Verhältnis zum Kläger nichts ändern. Denn der Kläger ist infolge der Kündigung des Beklagten zu 1. und gerichtlicher Einsetzung an dessen Stelle getreten und er, der Kläger, kann das Amt des Testamentsvollstreckers sachgerecht und umfassend nur dann ausüben, wenn ihm sein Vorgänger im Amt Auskunft über den Nachlassbestand zu Beginn und Ende von dessen Amtszeit erteilt. Es ist dem Kläger nicht zuzumuten, sich bei den Erben zu informieren, zumal diesen nicht die gleiche Sachkenntnis und Kompetenz zur Verfügung steht wie dem Beklagten zu 1. als Amtsvorgänger des Klägers. Mithin war der Beklagte zu 1. gegenüber dem Kläger zur Vorlage eines Bestandsverzeichnisses zu den beiden genannten Stichtagen verpflichtet.

Entgegen der Berufungsbegründung hat der Beklagte zu 1. die genannte Auskunfts​pflicht nicht bereits vorprozessual erfüllt. Der Erbaus​einandersetzungs​vertrag vom 17.08.1982 stellt schon kein Nachlassverzeichnis dar und der Fragebogen vom 01.07. 1983 keine Auskunftserteilung gegenüber dem Kläger. Vielmehr hatte der Beklagte zu 1. dem Kläger ein von ihm unterschriebenes Nachlassverzeichnis zu übergeben, was erst mit Schriftsatz vom 27.05.2003 geschehen ist, so dass das Landgericht diesbezüglich zu Recht die Erledigung in der Hauptsache festgestellt hat.

Es war auch keine bloße Förmelei oder Schikane, sondern rechtlich begründet, wenn der Kläger auf der Übergabe eines vom Beklagten zu 1. unterzeichneten

Nachlassverzeichnisses an sich als dem neuen Amtsträger bestanden hat. Denn der Kläger benötigte eine verlässliche Grundlage für sein weiteres Vorgehen.

Was die Verurteilung des Beklagten zu 1. zur Abrechnung gemäß Tenor 2 des Teilurteils betrifft, so hat der Kläger diesen Anspruch im Berufungsverfahren einseitig für erledigt erklärt; auch dieser Anspruch war ursprünglich begründet, so dass entgegen dem Beklagtenvortrag auch insoweit die Feststellung der Erledigung auszusprechen war. Soweit der Beklagte zu 1. einwendet, er habe auf Bitten und im Einverständnis mit den Erben die laufende Rechnungslegung diesen, gegenüber – auch in Form von Anlagen zu den jeweiligen Steuererklärungen – vorgenommen, so reicht dies zur Rechnungslegung nicht aus. Zum einen bedarf es einer gesonderten Rechnungslegung, so dass eine bloße Anlage zu den Steuererklärungen unzureichend ist. Zum anderen wird auf die oben genannten Rechtsgrundsätze verwiesen, wonach der Kläger als neuer Testamentsvollstrecker vom Beklagten zu 1. als ausgeschiedenem Testamentsvollstrecker selbständig Rechnungslegung verlangen kann. Etwaige gegenüber den Erben erteilte Abrechnungen reichen danach nicht aus, weil der Kläger als neuer Testamentsvollstrecker von seinem Amtsvorgänger eine eigene, gesonderte Rechnungslegung verlangen kann, um sein Amt bestmöglicht wahrnehmen zu können. Aus dem gleichen Grund muss der Kläger auch nicht einen etwaigen Verzicht der Erben auf weitere Rechnungslegung gegen sich gelten lassen. Denn der Testamentsvollstrecker ist von Weisungen des Erben unabhängig und handelt aufgrund gesetzlicher Verpflichtung (Palandt, BGB, § 2218, Rn. 1). Der BGH hat in der genannten Entscheidung NJW 72, 1660 ausdrücklich für unbedenklich erklärt, dass sich aus dieser Rechtsauffassung eine doppelte Verpflichtung des ehemaligen Testamentsvollstreckers ergeben kann einmal gegenüber den Erben und zum anderen gegenüber dem neuen Testamentsvollstrecker. Es reichte mithin nicht aus, wenn der Kläger eine gegenüber den Erben erteilte Abrechnung erhalten haben sollte. Vielmehr hatte der Kläger Anspruch auf eine ihm gegenüber erteilte Abrechnung durch den Beklagten zu 1.

Soweit der Beklagte zu 1. einwendet, er habe in verschiedenen Schriftsätzen gegenüber dem Kläger Abrechnungen erteilt, so ändert dies an der Feststellung der Erledigung nichts, da dies erst nach Klageerhebung erfolgt ist. Dies sowie die

zwischenzeitlich erfolgten weiteren Abrechnungen gegenüber dem Kläger zeigt im

übrigen, dass dem Beklagten zu 1. die Erstellung der verlangten Abrechnungen
entgegen seinem Vortrag durchaus möglich war. Der Beklagte zu 1. konnte nämlich zumindest anhand der Anlagen zu den Steuererklärungen die verlangten Abrechnungen gegenüber dem Kläger erstellen. Der – eigene – Anspruch des Klägers auf Rechnungslegung war auch nicht verjährt oder verwirkt, da er erst mit dem Amtsantritt des Klägers entstanden, ist. Der Beklagte zu 1. kann schließlich auch nicht einwenden, es sei ihm nicht zumutbar, für rund zwanzig Jahre gegenüber der Kläger erneut Abrechnungen zu erstellen. Der lange Zeitraum von zwanzig Jahren ergibt sich vorliegend allein daraus, dass der Beklagte zu 1. über diesen Zeitraum hinweg das Amt als Testamentsvollstrecker innegehabt hat. Wie oben dargelegt kann der Kläger aber Abrechnung für die gesamte Amtszeit des Beklagten zu 1. verlangen; aus den dargelegten Gründen ist dies dem Beklagten zu 1. auch möglich und zumutbar gewesen.

Was den mit der Berufung angegriffenen Tenor zu 3 betrifft, so ist dieser vom Kläger im Berufungsverfahren zu einem großen Teil – ebenfalls einseitig – für erledigt erklärt worden. Insoweit ist jedoch keine Erledigung eingetreten, da das ursprüngliche Klagebegehren insoweit unbegründet war. Zwar kann der neue Testamentsvollstrecker vom ausgeschiedenen Testamentsvollstrecker gemäß §§ 2218 Abs. 1, 666, 667 BGB analog die Herausgabe sämtlicher Unterlagen verlangen, die der ausgeschiedene Testamentsvollstrecker im Rahmen seiner Amtsführung angelegt hat (vgl. BGH NJW 72, 1660). Das erstinstanzliche Begehren auf Herausgabe der „Testamentsvollstreckerakten" war jedoch nicht hinreichend bestimmt und hatte keinen vollstreckungsfähigen Inhalt. Die herauszugebende Sache muss im Vollstreckungstitel und damit auch im Klageantrag hinreichend bestimmt bezeichnet sein (vgl. Zöller, ZPO, 26. Aufl., § 883, Rn. 5). Gegebenenfalls ist zur näheren Bezeichnung des herauszu​gebenden Gegenstandes ein Auskunftsanspruch nach § 666 BGB geltend zu machen. Gerade dann, wenn wie im vorliegenden Fall Teile der Testaments​vollstreckerunterlagen bereits herausgegeben sind, muss der Herausgabeantrag die herausverlangten weiteren Unterlagen so konkret bezeichnen, dass eine genau Spezifizierung im Rahmen der Zwangsvollstreckung möglich ist. Dies gilt umso mehr, als die mündliche Verhandlung ergeben hat, dass der Beklagte zu 1. keine selbständige, einheitliche Testamentsvollstreckerakte geführt, sondern wesentliche Teile betreffend den Nachlass in Steuerakten sowie in Anwaltsakten abgelegt hat. Es kann dahinstehen, ob eine derartige Handhabung den Pflichten eines Testamentsvollstreckers entspricht. Denn angesichts der genannten Besonderheiten war jedenfalls im vorliegenden Fall das pauschale Begehren auf Herausgabe der Testamentsvollstreckerakten zu unbestimmt.

Den Mangel der hinreichenden Bestimmtheit des erstinstanzlichen Herausgabeantrages hat der Kläger im Berufungsverfahren dadurch zu beheben versucht, indem er den Klageantrag zu 3 teilweise für erledigt und sein Herausgabebegehren nachträglich auf bestimmte Unterlagen konzentriert hat; dementsprechend verfolgt der Kläger den Herausgabeantrag im Berufungsverfahren gemäß der Antragstellung im Termin vom 29.03.2007 jetzt nur noch im Umfang von Seite 8 des Schriftsatzes vom 04.12.2006 weiter (Bl. 2316). Dabei kann dahinstehen, ob der letztgenannte Antrag einen vollstreckungsfähigen Inhalt hat, was zumindest teilweise zweifelhaft erscheint; dahinstehen kann auch, ob der Beklagte zu 1. im Besitz der jetzt noch herausverlangten Unterlagen ist. Denn dieser neue Antrag ist gemäß § 531 Abs. 2 Nr. 3 ZPO nicht zuzulassen. Bei diesem Antrag handelt es sich nämlich um ein neues Angriffsmittel, mit dem ein Versäumnis der erstinstanzlichen Antragstellung – Fehlen eines vollstreckungs​fähigen Inhalts – nachträglich korrigiert werden soll. Der Klageantrag zu 3 war mithin in seiner ursprünglichen und in seiner neuen Form zurückzu​weisen.

Eine Kostenentscheidung bezüglich der ersten Instanz war nicht veranlasst, da das angefochtene Teilurteil – zu Recht – keine Kostenentscheidung enthält. Die Kostenentscheidung für das Berufungsverfahren folgt aus §§ 92 Abs. 1, 516 Abs. 3 ZPO. Dabei war bezüglich des Wertes der drei im Berufungsverfahren streitgegenständlichen Anträge von der Festsetzung auf Seite 14 des Teilurteils auszugehen. Dieser hat der Kläger im Termin vom 29.03.2007 ausdrücklich zugestimmt und der Beklagte zu 1. ist dem nicht entgegengetreten.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 10, 711, 713 ZPO.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des § 543 Abs. 2
ZPO nicht gegeben sind. Die vorliegend relevanten Fragen betreffend das Rechtsverhältnis zwischen dem neuen und dem ausgeschiedenen Testaments​vollstrecker sind höchstrichterlich ausreichend geklärt (vgl. BGH NJW 72, 1660; 
Palandt, a.a.0., § 2218, Rn. 10; Staudinger, BGB, 2003, § 2218, Rn. 8).
